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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr bestimmter 
Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr. 1706/71 ge- 
troffene Regelung für die Einfuhr von Fischereier- 
zeugnissen mit Ursprung in Tunesien in die Gemein- 
schaft gilt nicht für Forellen, Karpfen, Sardinenkon- 
serven und Thunfischkonserven, da für diese Erzeug- 
nisse noch keine gemeinschaftliche Einfuhrregelung 
festgelegt worden ist. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1822/71 wurde 
die Einfuhrregelung der Mitgliedstaaten für diese 
Erzeugnisse mit Ursprung in Tunesien, die vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 über die gemein- 
same Marktorganisation für Fischereierzeugnisse ^) 
angewandt wurde, bis zum 31. Januar 1972 verlän- 
gert; zu diesem Zeitpunkt verlieren die Übergangs- 
maßnahmen, die die Kommission für die unter die 
obengenannte Verordnung fallenden Erzeugnisse 
treffen kann, ihre Gültigkeit. 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 227/72 des Rates vom 
31. Januar 1972 über die Einfuhr bestimmter Fische- 
reierzeugnisse mit Ursprung in Tunesien in die Ge- 
meinschaft '‘) wurde bis zur Anwendung der gemein- 
samen Regelung für die Einfuhr der betreffenden Er- 
zeugnisse eine Übergangsregelung festgelegt, um 
Störungen im Handel mit diesen Erzeugnissen zwi- 
schen der Gemeinschaft und Tunesien zu verhüten. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 307/74 des Rates 
vom 4. Februar 1974 ^) wurde die Verordnung (EWG) 
Nr. 227/72 bis zum 31. Dezember 1974 verlängert. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 176 
vom 5. August 1971, S. 3 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 189 
vom 21. August 1971, S. 10 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 1. Februar 1972, S. 6 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 34 
vom 7. Februar 1974, S. 13 


Nach Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 227/72 gilt diese Verordnung bis zur Anwendung 
einer gemeinsamen Einfuhrregelung, jedoch nicht 
länger als bis zum 31. Dezember 1974. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1555/74 des Rates vom 
17. Juni 1974®) führte ab dem 25. Juni 1974 eine ge- 
meinschaftliche Einfuhrregelung für Karpfen und 
Forellen ein. 

Zur Zeit finden Verhandlungen über den Abschluß 
eines neuen Assoziierungsabkommens zwischen Tu- 
nesien und der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft statt; dieses neue Abkommen müßte eine Son- 
derregelung für die Einfuhr von Karpfen und Forel- 
len sowie für Sardinen- und Thunfischkonserven 
vorsehen. 

Um Störungen im Handel mit diesen Erzeugnis- 
sen zwischen der Gemeinschaft und Tunesien zu 
verhüten, muß die in Verordnung (EWG) Nr. 227/72 
festgelegte Übergangsregelung bis zum Inkrafttre- 
ten des neuen Abkommens und spätestens bis zum 
31. Dezember 1975 verlängert werden. 

Es sollte vermieden werden, daß die von den Mit- 
gliedstaaten auf die betreffenden Erzeugnisse mit 
Ursprung in Tunesien angewandte Einfuhrregelung 
ungünstiger ist als die ab 1. Januar 1975 unter Be- 
rücksichtigung der Beitrittsakte auf die gleichen Er- 
zeugnisse mit Ursprung in Drittländern angewandte 
Regelung - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nachstehende Erzeugnisse mit Ursprung in Tunesien 
dürfen zollfrei in die Gemeinschaft eingeführt wer- 
den: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

03.01 

Fische, frisch (lebend oder nicht 
lebend), gekühlt oder gefroren: 

A. Süßwasserfische: 

I. Forellen und andere Sal- 
moniden: 
a) Forellen 

III. Karpfen 


6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 22. Juni 1974, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 18. Dezember 1974 - 1/4 - 680 70 ~ E - Fi 38/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. November 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 




Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3032 


Artikel 2 

1. Bei der Einfuhr nachstehender Erzeugnisse mit 
Ursprung in Tunesien wenden die Mitgliedstaa- 
ten weiterhin die am 31. Januar 1972 geltende 
Regelung an: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

16.04 

Fische, zubereitet oder haltbar ge- 
macht, einschließlich Kaviar und 
Kaviarersatz: 

D. Sardinen 

E. Thunfische 


2. Die Mitgliedstaaten, die gemäß der in Absatz 1 
genannten Regelung Zollkontingente eröffnen, 
können die vorgesehenen Mengen jedoch bis 
zu 30 V. H. erhöhen. 


3. Die Einfuhrregelung für die in Artikel 1 genann- 
ten Produkte mit Ursprung in Tunesien darf auf 
keinen Fall ungünstiger sein, als die auf die glei- 
chen Erzeugnisse mit Ursprung in Drittländern 
angewandte Regelung. 

Artikel 3 

Die Verordnung (EWG) Nr. 307/74 des Rates wird 
aufgehoben. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 
Sie gilt bis zur Anwendung eines neuen Assoziie- 
rungsabkommens zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und Tunesien, jedoch bis späte- 
stens zum 31. Dezember 1975. 

Für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse gilt sie 
schon ab dem 25. Juni 1974. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr bestimmter 
Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Marokko in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr. 1705/71 ge- 
troffene Regelung für die Einfuhr von Fischereier- 
zeugnissen mit Ursprung in Marokko in die Ge- 
meinschaft gilt nicht für Forellen, Karpfen, Sardinen- 
konserven und Thunfischkonserven, da für diese Er- 
zeugnisse noch keine gemeinschaftliche Einfuhrrege- 
lung festgelegt worden ist. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1821/71 wurde 
die Einfuhrregelung der Mitgliedstaaten für diese 
Erzeugnisse mit Ursprung in Marokko, die vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 über die gemein- 
same Marktorganisation für Fischereierzeugnisse®) 
angewandt wurde, bis zum 31. Januar 1972 verlän- 
gert; zu diesem Zeitpunkt verlieren die Übergangs- 
maßnahmen, die die Kommission für die unter die 
obengenannte Verordnung fallenden Erzeugnisse 
treffen kann, ihre Gültigkeit. 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 228/72 des Rates vom 
31. Januar 1972 über die Einfuhr bestimmter Fische- 
reierzeugnisse mit Ursprung in Marokko in die Ge- 
meinschaft wurde bis zur Anwendung der gemein- 
samen Regelung für die Einfuhr der betreffenden Er- 
zeugnisse eine Übergangsregelung festgelegt, um 
Störungen im Handel mit diesen Erzeugnissen zwi- 
schen der Gemeinschaft und Marokko zu verhüten. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 304/74 des Rates 
vom 4. Februar 1974®) wurde die Verordnung (EWG) 
Nr. 228/72 bis zum 31. Dezember 1974 verlängert. 

Nach Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 228/72 gilt diese Verordnung bis zur Anwen- 
dung einer gemeinsamen Einfuhrregelung, jedoch 
nicht länger als bis zum 31. Dezember 1974. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1555/74 des Rates 
vom 17. Juni 1974®) führte ab dem 25. Juni 1974 
eine gemeinschaftliche Einfuhrregelung für Karpfen 
und Forellen ein. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 176 
vom 5. August 1971, S. 2 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 189 
vom 21, August 1971, S. 9 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 1, Februar 1972, S. 8 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 34 
vom 7. Februar 1974, S. 6 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 
vom 22. Juni 1974, S. 1 


Zur Zeit finden Verhandlungen über den Abschluß 
eines neuen Assoziierungsabkommens zwischen 
Marokko und der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft statt; dieses neue Abkommen mußte eine Son- 
derregelung für die Einfuhr von Karpfen und Forel- 
len sowie für Sardinen- und Thunfischkonserven 
vorsehen. 

Um Störungen im Handel mit diesen Erzeugnis- 
sen zwischen der Gemeinschaft und Marokko zu 
verhüten, muß die in Verordnung (EWG) Nr. 228/72 
festgelegte Ubergangsregelung bis zum Inkrafttre- 
ten des neuen Abkommens und spätestens bis zum 
31. Dezember 1975 verlängert werden. 

Es sollte vermieden werden, daß die von den Mit- 
gliedstaaten auf die betreffenden Erzeugnisse mit 
Ursprung in Marokko angewandte Einfuhrregelung 
ungünstiger ist als die ab 1. Januar 1975 unter Be- 
rücksichtigung der Beitrittsakte auf die gleichen Er- 
zeugnisse mit Ursprung in Drittländern angewandte 
Regelung - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : 

Artikel 1 

Nachstehende Erzeugnisse mit Ursprung in Marokko 
dürfen zollfrei in die Gemeinschaft eingeführt wer- 
den: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

03.01 

Fische, frisch (lebend oder nicht 
lebend), gekühlt oder gefroren: 

A. Süßwasserfische: 

1. Forellen und andere Sal- 
moniden: 
a) Forellen 

III. Karpfen 


Artikel 2 

1. Bei der Einfuhr nachstehender Erzeugnisse mit 
Ursprung in Marokko wenden die Mitgliedstaa- 
ten weiterhin die am 31. Januar 1972 geltende 
Regelung an: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

16.04 

Fische, zubereitet oder haltbar ge- 
macht, einschließlich Kaviar und 
Kaviarersatz: 

D. Sardinen 

E. Thunfische 


2. Die Mitgliedstaaten, die gemäß der in Absatz 1 
genannten Regelung Zollkontingente eröffnen, 
können die vorgesehenen Mengen jedoch bis zu 
30 V. H. erhöhen. 
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3. Die Einfuhrregelung für die in Artikel 1 genann- 
ten Produkte mit Ursprung in Marokko darf auf 
keinen Fall ungünstiger sein als die auf die glei- 
chen Erzeugnisse mit Ursprung in Drittländern 
angewandte Regelung. 

Artikel 3 

Die Verordnung (EWG) Nr. 304/74 des Rates wird 
aufgehoben. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 
Sie gilt bis zur Anwendung eines neuen Assoziie- 
rungsabkommens zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und Marokko, jedoch bis späte- 
stens zum 31. Dezember 1975. 

Für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse gilt sie 
schon ab dem 25. Juni 1974. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü 
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Begründung 

Die in den Abkommen von Tunis und Rabat vor- 
gesehene Regelung für die Einfuhr von Fischerei- 
erzeugnissen mit Ursprung in Tunesien und Marok- 
ko in die Gemeinschaft ist durch das Inkrafttreten 
der gemeinsamen Marktorganisation hinfällig ge- 
worden; sie wurde jedoch durch eine Regelung er- 
setzt, die für alle Fischereierzeugnisse außer Forel- 
len, Karpfen, Sardinenkonserven und Thunfischkon- 
serven gilt. 

Für diese Ausnahmen galt bisher die Übergangs- 
regelung, die in der Verordnung (EWG) Nr. 227/72 
(verlängert durch Verordnung (EWG) Nr. 307/74) 
des Rates und Verordnung (EWG) Nr. 228/72 (ver- 
längert durch Verordnung (EWG) Nr. 304/74) des Ra- 
tes festgelegt worden war. Seit dem Inkrafttreten der 
Verordnungen Nr. 304/74 und 307/74 hat die Ver- 
ordnung Nr. 1555/74 eine gemeinschaftliche Einfuhr- 
regelung für Karpfen und Forellen vom 25. Juni 
1974 ab festgelegt. Die Verordnungen Nr. 227/72 und 
228/72 können also nicht mehr einfach verlängert 
werden, denn diese Verordnungen galten nur bis zu 
Beginn der Anwendung einer gemeinschaftlichen 
Einfuhrregelung für die obengenannten Erzeugnisse, 
was nunmehr für die Karpfen und Forellen der Fall 
ist. Die Tatsache allein, daß diese beiden Erzeugnisse 
der gemeinsamen Marktorganisation unterliegen, 
macht noch keine Änderung der Einfuhrregelung 
für diese Erzeugnisse mit Ursprung in Marokko und 


, Tunesien notwendig; dies gilt um so mehr, als zur 
^ Zeit mit Marokko und Tunesien Verhandlungen 
I über eine vertragliche Regelung für diese Erzeug- 
nisse laufen. 

' Es ist jedoch möglich, daß die Bestimmungen der 
neuen Abkommen, die aus diesen Verhandlungen 
hervorgehen könnten, am 1. Januar 1975 noch nicht 
in Kraft treten können. Da aber die Verordnungen 
Nr. 227/72 und 228/72 für Karpfen und Forellen am 
25. Juni 1974 und für Sardinen- und Thunfischkon- 
i serven am 31. Dezember 1974 ablaufen, müssen 
I diese, um jegliche Unterbrechung der Flandelsrege- 
lungen zu vermeiden, verlängert werden. Diese Ver- 
längerung muß für Karpfen und Forellen am 25. Juni 
i 1974 in Kraft treten, da diese Produkte von diesem 
i Zeitpunkt ab der gemeinsamen Einfuhrregelung 
' unterliegen. 


Finanzielle Auswirkungen 

Unter Zugrundelegung der in der Vergangenheit 
festgestellten Einfuhren würde eine weitere zwölf- 
monatige vollständige oder teilweise Zollaussetzung 
einen Einnahmeverlust von schätzungsweise 2,7 Mio. 
RE zur Folge haben. Verglichen mit dem laufenden 
Haushalt ist der Ausfall null, da es sich um die Ver- 
längerung bereits bestehender Regelungen handelt. 
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